
, 

�UNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 

Bundeswirtschaftskammer 

108 

An das 
Bundesministerium für 
Umwelt, Jugend und Familie 

Radetzkystraße 2 
1031 W i e  n 

�'-= Zat"1i/Nachrlcht vom Unsere ZahllSaCt'1oea't)eiter Bitte Durcrwa'll 

G ZI 03 4761/3-11/4/90 
. 

8 / / / Ta 50� et;/ 
Wl.SS 11 90 Prof Du ESFax 

EiJ2 rL,' 4082 
250 

Entwurf einer Änderung des Umweltkontrollgesetzes: 
Begutachtung 

Datum 

23. 7. 1990 

Die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft beehrt sich zum 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundesgesetz über die 

Umweltkontrolle geändert werden soll, wie folgt Stellung zu neh-

men: 

Ungeachtet ohnehin bestehender, umfassender rechtlicher Pflich­

ten der zuständigen Behörden und anderer staatlicher Stellen zur 

Beobachtung der Entwicklung des Zustandes der (natürlichen) Um­

welt als Lebensgrundlage der Menschen und zur Ergreifung der zum 

Schutz der Umwelt erforderlichen Maßnahmen ist bei einigen Be­

völkerungsgruppen ein Wunsch nach persönlicher Information über 

diese Entwicklungen festzustellen. 

Soweit sich dieses Interesse auf allgemein zugängliche Meßwerte 

der Immiss�onslage und andere objektive Faktoren der Umweltver­

hältnisse beschränkt, erschiene nach Meinung der Bundeswirt­

schaftskammer eine entsprechende staatliche Informationstätig­

keit bzw die Schaffung geeigneter Rechtsgrundlagen für diesen 

Zweck vertretbar. 
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Von den Informationen über den Zustand der Umwelt selbst ist je­

doch eine allfällige Information der öffentlichkeit über den 

Beitrag einzelner Verursacher zur Entwicklung der Umweltverhält­

nisse streng abzugrenzen. Insoweit die Zulässigkeit einer Um­

weltbelastung durch Emissionen bereits Gegenstand eines Geneh­

migungsverfahrens oder einer sonstigen behördlichen Beurteilung 

bestimmter Tätigkeiten, der Errichtung und des Betriebes von An­

lagen oder der Produktion und Inverkehrsetzung von Produkten 

darstellt, sind im Rahmen der jeweiligen Verwaltungsmaterie In­

formationsregelungen vorstellbar und auch bereits eingerichtet; 

es bedarf wohl keiner näheren Hinweise auf die bereits vorhande­

nen einschlägigen Bestimmungen verschiedener Umweltschutzvor­

schriften. Charakteristisch sind in diesem Zusammenhang Vorkeh­

rungen zur Information der in einem bestimmten Fall konkret von 

Einwirkungen: Betroffenen, denen als Verfahrensparteien die zweck­

entsprechend� Verfolgung gesetzlich verankerter Abwehrrechte ein-
I 

geräumt ist. ! Möglicherweise vorhandene Regelungslücken in dieser 

Richtung (w�e sie in den Erläuterungen unter Hinweis auf § 79 a 

GewO angesprochen werden) könnten erforderlichenfalls auf geeig­

nete Weise Qehoben werden. Die im vorliegenden Entwurf erhobene 

Forderung nach genereller Offenlegung jeglicher Emissions- und 

produktdate� sowie sonstiger betrieblicher Umweltdaten geht hin­

gegen weit fber dieses Anliegen hinaus und ist daher für die 

Bundeswirts1haftskarnmer nicht akzeptabel. 

I 

Mit der um�assenden Zugänglichmachung aller "Umweltdaten" für 

jedermann w}rd jedenfalls ein rechtspolitisch äußerst wei trei­

chender und1unseres Erachtens bedenklicher Schritt in der Ent­

wicklung des Verwaltungsrechtes im allgemeinen und des Umwelt­

rechtes im besonderen unternommen, dessen Auswirkungen auf an­

dere Bereiche der Verwal tung noch gar nicht ausreichend über­

blickt werden können. Die völlige Transparenz aller umweltrele­

vanten Rechtsverhältnisse erlaubt nämlich beinahe jedermann -

unabhängig von subjektiver Betroffenheit und Verfahrensbetei­

ligung, gan� zu schweigen von fachlicher Qualifikation - durch 

Einleitung Öffentlicher Diskussion und Kritik an bestimmten Ver-
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waltungshandlungen (fallweise auch mit anderen, wesentlich wir­

kungsvolleren (politischen) Druckmitteln) eine faktische Beein­

flussung der Verwal tungstätigkei t auszuüben. Es wäre ja wirk­

lichkeitsfremd, wollte man die Bedeutung des freien Zuganges zu 

den Umweltinformationen bloß in der Wissensvermittlung erblicken 

und übersehen, welche Reaktionen in der Bevölkerung damit ein­

hergehen werden. Es ist nicht zu bezweifeln, daß eine derartige 

"öffnung" umweltrelevanter Verwal tungsangelegenhei ten über die 

gern Art 20 Abs 4 B-VG bereits eingerichtete Auskunftspflicht 

hinaus Beispielswirkungen für andere Verwal tungsmaterien ent­

fal ten würde, an denen ebenfalls ein intensives Interesse der 

Bevölkerung besteht. So könnte zum Beispiel vergleichsweise eine 

Information über alle Verfahren zur Verleihung der österr 

Staatsbürgerschaft verlangt werden. Damit stünden wichtige Prin­

zipien des Verwaltungsverfahrensrechtes vor umstürzenden, um 

nicht zu sagen aberwitzigen Änderungen. 

Für die Parteien in umweltrelevanten Ver fahren und Rechtsver­

hältnissen bedeutet dies jedenfalls, daß in derartigen Verfahren 

zunehmend mit Einflußnahme bzw Intervention durch außenstehende, 

nicht verfahrensbeteiligte Personen gerechnet werden muß. Gegen 

solche Aktivitäten stehen keine rechtlichen Instrumente zur Ab­

wehr bzw Auseinandersetzung, geschweige denn Rechtsmittel zur 

Verfügung; sie können aber zweifellos nach den faktischen Ver­

hältnissen zu erheblichen Behinderungen, Ers�hwerungen, ja sogar 

zur Vereitelung verwaltungsbehördlicher Entscheidungen bzw deren 

praktischer Umsetzung und Vollziehung (zB bei der Projektreali­

sierung) führen. Im kammerinternen Begutachtungsverfahren wurde 

daher wiederholt die Besorgnis geäußert, daß die allgemeine Ver­

fügbarkeit von Umweltinformationen die ohnehin ständig zunehmen­

den Tendenzen zur Beeinflussung und Ausübung von Pressionen in 

umweltrelevanten Verwaltungsangelegenheiten außerhalb der recht­

lich eingerichteten Möglichkeiten einer Verfahrensbeteiligung 

begünstigen würden. Daß solche Entwicklungen zur Gefährdung der 

Rechtsstaatlichkeit des Verwaltungsverfahrens bzw der Verwaltung 

überhaupt führen müssen, bedarf wohl keiner weiteren Erläute-
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runge Eine Einführung der generellen Publizität von Umweltdaten 

ohne Beachtung und rechtliche Bewältigung der dargestellten Kon­

sequenzen und Probleme wäre kurzsichtig und verantwortungslos. 

Bei Ausarbeitung und Diskussion der einschlägigen EG-Richtlinie 

haben diese Erwägungen offensichtlich keine Rolle gespielt. Es 

bleibt aber selbstverständlich den Mitgliedstaaten überlassen, 

wie sie in ihren Rechtsordnungen im Rahmen der einzelstaatlichen 

Verfassungen und Rechtstraditionen auf die FOlgewirkungen der 

durch die Richtlinie ausgelösten Entwicklungen im Zusammenhang 

mit der Einführung der Umweltinforrnation reagieren. Im Interesse 

der Wahrung der Rechtsstaatlichkeit der Verwaltung in österreich 

müßte also darüber nachgedacht werden, wie die geschilderten 

Tendenzen aufgefangen werden können, ehe an eine Einführung der 

generellen Publizität von Umweltinforrnationen herangegangen 

wird. 

Die Erläuterungen zum Gesetzentwurf enthalten bedauerlicherweise 

einige Bemerkungen, die im Hinblick auf die oben angestellten 

Erwägungen als völlig v erfehlt anzusehen sind: So wird im Ab­

schnitt I.1�0 der Erläuterungen ohne jede Begründung behauptet, 
I 

jedermann h�be ein Recht darauf zu erfahren, welche gesundheit-
I 

liche Belas�ungen und andere Eingriffe durch die Inanspruchnahme 

der Umwelt entstehen können; auf die Grundlagen eines solchen 

·RechtsanspI'uches· wird aber ,nicht eingegangen. Fragwürdig und 

teilweise u�verständlich sind die Ausführungen desselben Ab-
I 

schnittes zum Datenschutz. Es ist nach einhelliger Judikatur und 

Lehre völlig unbestritten, daß das DSG neben dem Schutz des Pri­

vat- und Familienlebens völlig gleichwertig auch den Schutz be­

trieblicher Daten umfaßt; die behauptete Priorität zugunsten na� 

türlicher Personen bzw der Hinweis auf eine uneinheitliche Voll­

zugspraxis ist völlig aus der Luft gegriffen. Auf die verfehlte 

Gewichtung bei Wertung von Informationsinteressen der öffent­

lichkeit einerseits und gegensätzlichen Geheimhaltungsinteressen 

andererseit� wird anläßlich der Stellungnahme zu den § §  15 und 

16 des Entwurfes eingegangen. 
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In den Erläuterungen und diversen Presseankündigungen wird die 

EG-Konformität des Entwurfes behauptet. Der Entwurf folgte al­

lerdings einer überholten Fassung der einschlägigen EG-Richtli­

nie, von der bei ihrer endgültigen Verabschiedung (RL v 

7. 6. 1990, 90/313/EWG) aus guten Gründen abgegangen wurde. Abge­

sehen von einschneidenden inhaltlichen Abweichungen (auf die 

noch hingewiesen wird) ist die Ubernahme einzelner Formulierun­

gen der einschlägigen EG-Richtlinie vor dem Hintergrund der 

österreichischen Rechtssystematik und Rechtssprache kaum ver­

ständlich, mehrdeutig und mit vermeidbaren Rechtsunsicherheiten 

für die Vollziehung verbunden. Eine Neuformulierung und Anpas­

sung der betreffenden Vorschriften an die Eigenarten der öster­

reichischen Rechtsordnung erscheint daher unentbehrlich; bei Be­

handlung der betreffenden Bestimmungen wird darauf näher einge­

gangen. Die im Art 3 Abs 2 der Richtlinie eingeräumten umfassen­

den Ausnahmemöglichkeiten werden im österreichischen Entwurf 

fast vollständig ignoriert, insb im § 16. In dieser Hinsicht 

enthält der Gesetzentwurf für die Träger der damit beseitigten 

Geheimhaltungsinteressen ganz wesentliche Beeinträchtigung ihrer 

Rechtsposi tion und Verstrengerungen gegenüber der Richtlinie, 

was in den Erläuterungen verschwiegen wird. 

Im einzelnen wird zu den Bestimmungen des Entwurfes wie folgt 

Stellung genommen: 

Zu Art I Z 2 ( §  10 Abs 1): 

Oie Einrichtung einer Umweltdatenbank durch den Bundesminister 

für Umwelt, Jugend und Familie soll offenbar Umweltdaten aller 

Arten iS des § 15 erfassen und damit nicht davon abhängig sein, 

ob solche Daten bei Vollziehung von Bundesgesetzen iS des § 16 

Abs 1 bekanntgeworden sind. Mangels einer entsprechenden Bundes­

zuständigkeit besteht aber nur die Möglichkeit die Umweltdaten­

bank im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung aufzubauen und zu 

führen. Der Bundesgesetzgeber kann daher auch nur im Rahmen be­

stehender Bundeszuständigkeiten eine Verpflichtung von Bürgern 

und Verwaltungsorganen zur Weiterleitung von Umweltdaten an die 

Umweltdatenbank normieren. Welche Vorstellungen hinsichtlich der 

Erfassung sonstiger Umweltdaten (im Rahmen der Landeszuständig-
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kei t usw) bestehen, kann dem Entwurf nicht entnommen werden � 

diesbezügliche Lücken würden die Umweltdatenbank zweifellos er­

heblich entwerten. 

Bei der Ermittlung von Umweltdaten wären jedenfalls die daten­

schutzrechtlichen Vorschriften zu wahren, insoweit es sich um 

personenbezogene (betriebliche) Daten handelt� dasselbe gilt für 

die Weiterleitung personenbezogener Umweltdaten aus der Umwelt­

datenbank (siehe die datenschutzrechtlichen Bemerkungen zu den 

§§ 15 bis 19). Die Zulässigkeit der Ermittlung und Verarbeitung 

von Umweltdaten durch die Umweltdatenbank bestimmt sich nach S 6 

DSG iVm § 10 Abs 1 UmweltkontrollG idF des Entwurfes� Ubermitt­

lungen aus der Umweltdatenbank hätten dem § 7 DSG zu entspre­

chen. Die Bestimmung des § 18 ist als Rechtsgrundlage für tlber­

mittlungen aus der Umweltdatenbank nicht geeignet, weil die Um­

weltdatenbank nicht als mit Aufgaben der Bundesver«altung be­

trautes Organ in Vollziehung von Bundesgesetzen anzusehen ist. 

Der Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie ist somit zur 

Veröffentlichung von Umweltdaten aufgrund des § 18 nur insoweit 

ermächtigt, (als ihm diese Daten selbst bei der Vollziehung von 

Umweltschutzvorschriften bekannt wurden. Im übrigen wird auf die 

Ausführunge� zu § 18 verwiesen. 
! 
I 
I 

Schließlich �wäre noch daran zu erinnern, daß sich aus S 4 Abs 2 

D�G die Not�endigkeit ergibt, die Umweltdatenbank mit Verordnung 

der Bundesr�gierung der Anwendung des 3 . Abschnittes des DSG 

über den priivaten Bereich zu unterwerfen. Entgegen der Formu-
I . 

lierung als I "Kann-Bestimmung" ist diese Regelung zwingend anzu-

wenden, wie der VfGH durch Aufhebung der Parallelregelung des 

§ 5 Abs 2 DSG kürzlich zum Ausdruck gebracht hat (VfGH 

12. 10. 1989, G 238 -2 4 1/88). 

Zu Art I Z 3: 

Zu § 15 : Die umfassend konzipierte Definition des grundlegenden 

Begri ffes n'Umwel tdaten n übernimmt weitgehend wörtlich die von 

der EG-Richtlinie in einer früheren Fassung vorgenommene Defini­

tion dieses
'

Begriffes. Die Endfassung weicht jetzt aber davon in 

wesentlichen Punkten ab und müßte daher auch eine Neufassung der 
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vorliegenden Definition zur Folge haben. Unabhängig davon ent­

hält die Formulierung Unklarheiten, die im Interesse einer kla­

ren Begriffsabgrenzung ausgeräumt werden müßten. 

Zunächst ist nicht zu erkennen, was unter "Informationen 

rechtlicher Art" gemeint sein soll. In der Endfassung der Richt­

linie ist diese Bezeichnung jedenfalls entfallen. Insbesondere 

wäre dabei klarzustellen, inwieweit neben Umweltschutzvorschrif­

ten auch Informationen über umweltrelevante Rechtsverhältnisse 

oder andere umweltrelevante Sachverhalte (zB strafbare Handlun­

gen) zählen. Nach Meinung der Bundeswirtschaftskammer käme nur 

in Betracht, Angaben über bereits rechtskräftig abgeschlossene 

Verfahren als Umweltdaten "rechtlicher Art" zu behandeln; keines­

falls kämen hiefür Informationen über laufende Verfahren in "Be­

tracht, welche ja im Zuge des Verfahrens fortganges ständiger Ver­

änderung unterworfen und daher in zeitlicher Hinsicht nur von 

relativ beschränkter Aussagekraft wären. In diesem Sinne ist 

wohl auch Art 2 lit a der Richtlinie zu verstehen, der neben In­

formationen über den Zustand der Umwelt nur Informationen über 

Tätigkeiten oder Maßnahmen er faßt, womit offensichtlich auf ab­

geschlossene Verwaltungsverfahren hingewiesen wird, die als Vor­

aussetzung für die Ergrei fung von "Maßnahmen" anzusehen sind; 

nach Art 3 Abs 2 der RL kann die Information über laufende Ver­

fahren ausgeschlossen werden. Mit Entschiedenheit würde jeden­

falls· eine Änderung der verwaltungsverfahrensrechtlichen Vor­

schriften über die Akteneinsicht (§ 17 AVG) im Zuge der vorlie­

genden Novelle abgelehnt werden, wobei auf die verfassungsrecht­

lichen Voraussetzungen des Art 11 Abs 2 B-VG hinsichtlich abwei­

chender Regelungen vom AVG hinzuweisen ist. 

In engem Zusammenhang mit dieser Frage steht auch die Einbezie­

hung von Informationen über "öffentliche und private Vorhaben­

unter den Begriff der Umweltdaten. Vorhaben, welche sich noch im 

Planungs- (Projektierungs-) bzw Bewilligungs- bzw sonstigen Ent­

scheidungs stadium befinden, können aus den vorhin angeführten 

Gründen keine Umweltdaten entnommen werden. Auch diese Formulie­

rung des Entwurfes ist einer überholten Vorfassung der EG-Richt­

linie entnommen und kann daher schon aus diesem Grund nicht auf­

recht erhalten werden. 
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Die Erläuterungen betonen selbst, der Wortlaut des § 15 müsse im 

Interesse des internationalen Datenaustausches eng an die Richt­

linie angelehnt werden. Eine Abstimmung von § 15 mit Art 2 lit a 

der RL ist daher unumgänglich. Dessenungeachtet bleibt wün­

schenswert, daß im Entwurfstext in weiterer Ausführung des Richt­

linientextes für eine klare bzw praktisch vollziehbare Abgren­

zung bzw Festlegung der dort angesprochenen "Tätigkeiten oder 

Maßnahmen· gesorgt wird. Auch hier erscheint mit Rücksicht auf 

die im vorstehenden Absatz angeführten Gründe eine Ausklarnmerung 

laufender (Verwaltungs)Verfahren notwendig. 

In der Endfassung der Richtlinie ist auch die Einbeziehung von 

Produktdaten völlig gestrichen worden. S 15 Z 3 des Entwurfes 

ist auf besonders heftige Kritik gestoßen und wäre daher im Sin­

ne der EG-Konformität ersatzlos zu streichen. In diesem Zusam­

menhang sei angemerkt, daß das österreichische Umweltrecht be­

�onders ausgewogene und moderne Bestimmungen betreffend die Zu­

gänglichkeit von Informationen über gefährliche Produkte bereits 

enthält (zB S 42 ChemG usw), die für die Bedürfnisse der Umwelt­

information,völlig ausreichen. 

i 
Die Bundes�irtschaftskarnmer verlangt mit Entschiedenheit, daS 

die vorstehend angeführten Klarstellungen hinsichtlich des Be­

griffes ·Umweltdaten" vorgenommen werden. Der Wunsch nach mög­

lichst extensiver Umweltinformation bzw nach günstiger Optik der 

gegenständlichen Regelungen darf keinesfalls ein Festhalten am 

Entwurfstext zur Folge haben. 

Zu § 16: Die Formulierung des Abs 1 stellt eine Irreführung des 

rechtlich ungenügend informierten Durchschnittsbürgers dar, in­

soferne ihm ohne Hinweis auf die aus Abs 3 hervorgehenden Be­

schränkungen ein freier und unbeschränkter Zugang zu den Umwelt­

daten in Aussicht gestellt wird. In einem Gesetz, das nach dem 

Selbstverständnis der Erläuterungen an eine breite Öffentlich­

keit gerichtet ist, wäre daher mehr Aufrichtigkeit und Klarheit 

am Platze. i Zumindest ein entsprechender Vorbehalt und der Hin­

weis auf § 116 Abs 3 2. Satz und sonstige gesetzliche Geheimhal­

tungsbestimmungen wäre daher angezeigt. 
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Mit äuBerstem Nachdruck wird jedenfalls die Ver fassungsbestim­

mung des § 16 Abs 2 abgelehnt. Es bedarf keiner näheren Begrün­

dung, daB die hier angeführten, von der Geheimhaltung ausdrück­

lich ausgenommenen Daten als personenbezogene Daten iS des Daten­

schutzgesetzes anzusehen sind. Auch betriebliche Informationen 

rechtlicher, organisatorischer und technischer Natur ebenso wie 

Angaben über bestimmte Produktionsverfahren und Produkte ge­

nieBen Datenschutz. In dieser Richtung äuBern die Erläuterungen 

- im Einklang mit der einschlägigen österreichischen Judikatur 

und fachwissenschaftlichen Rechtsmeinung - keine Zwei fel. In den 

Erläuterungen wird die Aufhebung des aus dem Grundrecht au f Da­

tenschutz auch hinsichtlich solcher Daten erflieBenden Geheim­

haltungsanspruches mit dem Uberwiegen des Interesses der öffent­

lichkeit an Informationen über die Umwelt gegenüber wirtschaft­

lichen Einzelinteressen begründet. Dabei führen die Erläuterun­

gen sehr ausführlich und überzeugend die Schutzwürdigkeit be­

trieblicher Umweltdaten auf ihren geheimen Charakter und ihre 

Eigenschaft als geistiges Eigentum des Unternehmers bzw ihre 

Rolle im wirtschaftlichen Wettbewerb zurück. Ohne weitere Be­

gründung wird hingegen ein dennoch überwiegendes Informations­

interesse der ö ffentlichkeit an solchermaBen geheimen Umweltda­

ten behauptet, demgegenüber sämtliche Geheimhaltungsinteressen 

zurückzutreten hätten. Geradezu zynisch und wirklichkeits fremd 

wird noch bemerkt, allenfalls notwendige Maßnahmen zur Geheim­

haltung sollten bereits innerhalb des Betriebes getroffen we�­

den, um den möglicherweise gegebenen Zugang zu geheimen Betriebs­

vorgängen wenigstens zu erschweren. Wie dies bei Angaben über 

die Beschaffenheit (Rezepturen) bestimmter Stoffe, Zubereitungen 

und Fertigwaren geschehen soll, bleibt unbeantwortet. 

Nachfolgend einige Beispiele, die demonstrieren sollen, wie sich 

die O ffenlegung von Emissionsdaten und anderer betrieblicher um­

weltrelevanter Informationen auf Wettbewerbsverhältnisse auswir­

ken könnte: So lassen sich etwa aus Schadstoffrachten in Abluft 

und Abwasser direkt Rückschlüsse auf Produktionszi ffern oder Pro­

duktionsverfahren ziehen. Viele Produktionsschritte sind mit 
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konstanten spezifischen Emissionsfaktoren (emittierte Schad­

stoffmenge je produzierter Gütereinheit) verbunden, sodaS aus 

Emissionsdaten mit geringem l\ufwand auf Produktionszahlen ge­

schlossen werden kann. l\ndererseits ist die l\rt der emittierten 

Stoffe direkt mit dem angewandten Produktionsverfahren ver­

knüpft, weshalb aus den kompletten Unterlagen über die tatsäch­

lichen Emissionen genaueste Rückschlüsse über die angewandten 

Produktionsverfahren gezogen werden können. Insbesondere sind 

auch detaillierte Daten über die Zusammensetzung von Produkten 

durchwegs als Firmengeheimnisse anzusehen. Das besondere Know­

how bzw der Wettbewerbsvorteil im Produktionsbereich liegt oft 

im Zusatz geringster Mengen von Hilfsstoffen, ohne daS sich im 

übrigen irge�dwelche l\uswirkungen auf die Gefährlichkeit der 

Produkte ergeben. bies gilt etwa für die Herstellung von Lacken 

und l\nstrichm�tteln, deren Produktionsverfahren und Zusammenset­

zung ohne Einschränkung von der l\u fhebung des Geheimhaltungsan­

spruches gern '§ 16 l\bs 2 betroffen wären. Emissionsdaten aus der 

Lackherstellung lassen Rückschlüsse auf die Zusammensetzung der 

verwendeten Lacke (zB in der Schiindustrie) zu. l\nhand der Ab­

wasseremissio� galvanischer l\nlagen oder aufgrund von Mengenwer­

ten verwende�er Chemikalien läSt sich nicht nur die angewendete 

Technik, son�ern auch der Produktionsumfang ermitteln. Diese 

Beispiele li�Sen sich beliebig fortsetzen. 
! 
I 
I 

Solche und z�hlreiche weitere l\nwendungsfälle lassen erkennen, 
I • 

daS die im Emtwurf vorgesehene l\ufhebung des Datenschutzes hin-

sichtlich b�stehender Geschä fts- und Betriebsgeheimnisse an 

Emissions-, sonstigen Betriebs- sowie Produktdaten für die davon 

betro ffenen Unternehmen im besonderen, darüber hinaus aber auch 

für die gesamte österreichische Volkswirtschaft schwerste Schä­

digungen bewirken würde. Gerade in letzter Zeit war interna­

tionalen Pressemeldungen zu entnehmen, daS nach dem fortschrei­

tenden Abbau internationaler Spannungen eine Verlagerung des Tä­

tigkeitsschwdrpunktes der Geheimdienste, insb der ehemaligen 

Oststaaten, auf das Aktionsfeld der Wirtschaftsspionage erwartet 

wird. Es ist abzusehen, daS in diesem Zusammenhang die geplante 

O ffenlegung von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen im Zuge der 
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Publizität von Umweltinformationen eine für diese Aktivitäten 

willkommene Informationsquelle darstellen wird. Wie einer vorn 

Institut für Umwelt und Wirtschaft veröffentlichten Studie ent­

nommen werden kann, zeigen Erfahrungen im Ausland (zB in den 

USA), daß der freie Zugang zu den bei Behörden verfügbaren Be­

triebsinformationen zur systematischen Betr.iebsspionage (durch 

dafür speziell eingerichteten Informationsdienste) mißbraucht 

wird. Mit Sicherheit ist daher zu erwarten, daß die EG-Mitglied­

staaten bei der innerstaatlichen Umsetzung der Richtlinie bis 

Ende 1992 von der Möglichkeit einer Ausnahme für Geschäfts- und 

Betriebsgeheimnisse Gebrauch machen werden. Im Interesse der 

Aufrechterhaltung der Wettbewerbs fähigkeit der österreichischen 

Wirtschaft ist dringend zu fordern, daß auch österreich eine 

diesbezügl iche Beschränkung des Zugangs zu Umweltdaten ermög­

licht und daher § 16 Abs 2 ersatzlos gestrichen wird. Insbeson­

dere könnte nicht akzeptiert werden, wenn österreich in diesem 

Punkt eine strengere Vorgangsweise in Form der unbeschränkten 

Verfügbarkeit bestimmter umweltrelevanter Geschäfts- und Be­

triebsgeheimnisse beschreiten würde. Unter allen Umständen müßte 

daher abgewartet werden, welchen Weg die EG-Mitglieder in dieser 

Hinsicht beschreiten werden. Unter dem Blickwinkel der Sorge um 

die Wettbewerbs fähigkei t der österreichischen Wirtschaft kommt 

diesem Punkt tatsächlich - wie auch die Erläuterungen feststel­

len - eine zentrale Rolle im vorliegenden Entwurf zu. 

Die Aufrechterhaltung eines Schutzes von Betriebs- und Ge­

schäftsgeheimnissen würde im übrigen die Einrichtung eines funk­

tionierenden Umweltinformationswesens iS der Vorstellungen und 

Vorschläge der EG-Richtlinie keinesfalls vereiteln: darauf wird 

später eingegangen. Die bereits in der RL vorgegebenen Grenzen 

des Begriffes " Informationen über die Umwelt" sowie die im Art 3 

Abs 2 enthaltenen Schranken für den Zugang zu Umwel tinforma­

tionen müßten aber unbedingt auch in österreich gewahrt bleiben. 

Insoweit die Verfassungsbestimmung gern § 16 Abs 2 den Anspruch 

auf Geheimhaltung bestimmter Umweltdaten verneint, ändert sie 

nichts an der gern Art 20 Abs 3 im Rahmen der Amtsverschwiegen­

heit bestehenden Verpflichtung öffentlicher Organe zur Wahrung 
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des Arntsgehe�mnisses: darauf besteht bekanntlich kein Rechtsan­

spruch, sodaß sich dafür auch aus § 16 Abs 2 keine rechtlichen 

Wirkungen ergeben. Die bloß einfachgesetzlich normierte Bestim­

mung des § 16 Abs 3 1. Satz wäre daher wegen ihres Widerspruchs 

zu Art 20 Abs 3 B-VG verfassungswidrig, weil die genannte Be­

stimmung unbestritten die öffentlichen Organe verpflichtet, die 

ihnen aus ihrer amtlichen Tätigkeit bekanntgewordenen Tatsachen 

(amtswegig) geheimzuhalten, soweit dies im überwiegenden Interes­

se der partelien geboten ist. Dazu gehört zwei fellos auch der 

Schutz von B�triebs- und Geschäftsgeheimnissen. 
i 

verfassungswildrig wäre auch eine Realisierung der Bestimmung des 

§ 16 Abs 3 21. Satz, insoferne damit eine Aufhebung des Daten-
I 

schutzes betiieblicher Umweltdaten bewirkt werden soll. Da be-

triebliche Umweltdaten ausnahmslos als personenbezogene Daten 

Datenschutz iS des § 1 Abs 1 DSG genießen, ist eine Aufhebung 

ihrer Geheim�altung nur unter den Voraussetzungen gern § 1 Abs 2 
DSG verfassu4gskonform zulässig. In dieser Bestimmung sind die 

möglichen GrUnde für eine Beschränkung des Datenschutzes taxativ 

aufgezählt, �obei insbesondere darauf hinzuweisen ist, daß Art 8 

Abs 2 MRK keilne Ausnahmen zugunsten des Umweltschutzes schlecht-: 
hin, sondern i allenfalls nur zum Schutz der Gesundheit erlaubt. 

I 
Eine Aufhebung des Datenschutzes aufgrund einer Interessenabwä-

i 
gung, wie im: Entwurf vorgesehen, fände in § 1 Abs 2 DSG keine 

Deckung: ein� derartige Regelung wäre schon deswe�en zwecklos, 

weil § 1 Abs 12 DSG im Zweifel (also bei Interessenkollision) den 
I 

Vorrang des patenschutzes anordnet. § 16 Abs 3 Z 2 ist im üb-

rigen auch deswegen legistisch verunglückt, weil nicht angegeben 
I 

wird, welche: Interessen mit den GeheimhaI tungsinteressen der 

Parteien abgewogen werden sollen. Anders als in der Verfassungs­

bestimmung des Art 20 Abs 3 wäre auf einfachgesetzlicher Ebene 

zweifellos konkret auszuführen, welche Interessenabwägung zwecks 

Beurteilung der Voraussetzungen für die Geheimhaltung anzustel­

len ist: die Bestimmung wäre somit auch unvollziehbar. Ebenfalls 

ungeklärt ist das Verhältnis zu den in anderen Rechtsvorschrif­

ten veranker�en Geheimnisschutzregelungen. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß das Konzept des § 16 als 

völlig mißglückt zu bezeichnen ist, weil der freie Zugang zu Um-
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wel tdaten, einschl ieß lich um_el trelevanter Geschä fts- und Be­

triebsgeheimnisse sowie sonstiger betrieblicher Daten, gewis­

sermaßen unbeschränkt in den Vordergrund gestellt wird. Ein so 

umfassender Informationsanspruch läßt sich im Einklang mit der 

einschlägigen Verfassungs lage nicht realisieren; die geplante 

Schaffung einer besonderen Verfassungsbestimmung für diesen 

Zweck würde sich über existenzielle Bedürfnisse der österr 

Wirtschaft hinwegsetzen. 

Hingegen könnte ein umwelt- und informationspolitisch zweifellos 

attraktiver freier Zugang zu Umweltdaten ohne Schwierigkeiten 

eingeführt werden, soweit er sich auf Daten über den Umweltzu­

stand beschränkt. Es wird daher vorgeschlagen, die diesbezüg­

lichen Bestimmungen besonders zusammenzufassen und dadurch her­

vorzuheben. In einer weiteren Bestimmung könnte, soweit unum­

gänglich notwendig und im Einklang mit den Ausnahmebestimmungen 

des § 1 Abs 2 DSG zulässig, auf den Zugang zu betrieblichen Um­

weltdaten eingegangen werden. In diesen Zusammenhang sei daran 

erinnert, daß die von umwel trelevanten Vorhaben in ihren In­

teressen unmittelbar Betroffenen als Parteien des Verwaltungs­

verfahrens ohnedies bereits aufgrund der geltenden Rechtslage 

über ausreichende Informationsrechte verfügen; allenfalls könnte 

daran gedacht werden, in diesem Zusammenhang noch bestehende Re­

gelungslücken zu bereinigen. 

Zu § 17: Es ist daran zu erinnern, daß die Umweltdatenbank als 

Einrichtung der Privatwirtschaftsverwaltung, nicht als Organ iS 

des § 16 Abs 1 anzusehen ist und daher auch nicht nach dieser 

Bestimmung berechtigt ist, die in ihrem Besitz befindlichen Um­

weltdaten mitzuteilen. Dieser Grundsatz sollte zur Klarstellung 

ausdrücklich im Gesetz festgehalten werden. Ein Verbot der Aus­

kunftserteilung durch die Umweltdatenbank erscheint schon deswe­

gen zweckdienlich und notwendig, um zu vermeiden, daß in der Aus­

kunft überholte Daten mitgeteilt werden; da die Umweltdatenbank 

in der Regel nur über Informationen aus dritter Hand verfügt, 

die bei den in § 16 Abs 1 bezeichneten Organen ermittelt wurden, 

besteht keine Sicherheit, daß sie stets über den aktuellen In­

formationsstand verfügt. 
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Nicht nur im Falle der Ablehnung einer Auskunft über Um�eltda­

ten, sondern auch im Falle einer positiven Erledigung, �elche 

betriebliche Datenschutzinteressen berührt, erscheint die Erlas­

sung eines Bescheides, diesfalls auf Antrag des Betroffenen un­

erläßlich. Dies gälte insb im Falle der Verwirklichung von § 16 

Abs 3 2 .  Satz (entgegen unseren Einwänden), um den Betroffenen 

zu ermöglichen, eine Uberprüfung der angeordneten Interessenab­

wägung im Instanzenzug zu erwirken. Ohne entsprechende Recht­

schutzmöglichkeit stünde die betreffende Regelung zweifellos im 

Widerspruch zu Art 6 MRK und wäre daher verfassungs�idrig. Zu 

diesem Zweck wären daher die Betroffenen vor jeder Weitergabe 

personenbezogener Umweltdaten unter Einräumung eines Wider­

spruchsrech�s zu informieren. 

Zu § 18: Abermals ist zu betonen, daß die Umweltdatenbank nicht 

als Organ iS des § 16 Abs 1 anzusehen �äre und daher aus § 18 

keine Berechtigung ableiten könnte, in ihrem Besitz befindliche 

Umweltdaten • zu veröffentlichen. Dies gilt auch für eine Veröf­

fentlichung :von Umweltdaten durch den Umweltminister, soweit ihm 

nicht Umweltschutzvorschriften in besonderen Bundesgesetzen zur 

Vollziehung l anvertraut sind. Die Ausführungen der Erläuterungen 
I 

zu § 18 sow}e im Abschnitt 1. 2 .  (Seite 1 4), wonach der Um�eltmi-

ni ster die Möglichkeit erhält, die Bevölkerung auch außerhalb 

seines Kompetenzbereiches im Falle konkreter Um�eltgefährdungen 

und Störfäl �en über die Möglichkeit von Selbstschutzmaßnahmen zu 

informiereni, sind daher unverständlich. Jedenfalls ist darauf 
! 

hinzuweisen� daß auch eine allgemeine Veröffentlichung betrieb-

licher Umwdl tdaten eine Ubermi ttlung iS des DSG darstell t und 

daher den leinschlägigen Voraussetzungen, wie bei § 16 ausge­

führt, entsprechen muß. Der Entwurf läßt jedenfalls offen und 

ungeklärt, ob der Umweltminister in der Bestimmung des § 18 

selbst als Organ zur Vollziehung der verschiedenen bundesgesetz­

lichen Umweltvorschriften betrachtet wird. Eine solche Regelung 

würde freilich dem verfassungsrechtlich verankerten Grundprinzip 

der Verantwortlichkeit der Bundesminister für ihre Ressortbe­

reiche widersprechen oder zumindest zur Folge haben, daß im Be­

reich des IInformationswesens hinsichtlich einer bestimmten Um-
! 

weltmaterie eine andere Ministerialzuständigkeit eingerichtet 
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ist als für die sonstigen Vollziehungsaufgaben der betroffenen 

Materie. Damit verbindet sich zweifellos die Gefahr unerwünschte 

Fehlinformationen, gerade im angesprochenen Anwendungsfall (zB 

bei Störfällen) . 

Zu § 19 : Der tlbermittlungstatbestand des § 19 Abs 1 steht zwei­

fellos im Widerspruch zu § 1 Abs 2 DSG und ist daher verfas­

sungswidrig; er enthält nicht einmal die - ohnehin unzuläng­

lichen - tlbermittlungsschranken gem § 16 Abs 3 2. Satz. Insoweit 

der Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie Umweltdaten 

für die Umweltdatenbank benötigt, kommt Amtshilfe nicht in Be­

tracht, weil sich die Amtshilfeverpflichtung gem Art 22 B-VG 

nicht auf die Hilfeleistung zugunsten der Privatwirtschaftsver­

waltung erstreckt. Unzweifelhaft stellt § 19 Abs 1 in seiner ge­

nerellen Formulierung keinen ausreichend iS des § 7 DSG deter­

minierten datenschutzrechtlichen tlbermittlungstatbestand dar. Im 

übrigen ist darauf hinzuweisen, daß auch ressortinterne tlber­

mittlungen (zB im Umweltministerium) von einem Aufgabenbereich 

der Verwaltung (etwa im Zusammenhang mit der Vollziehung des Ab­

fallwirtschaftsgesetzes) an einen anderen Aufgabenbereich (zB 

die Umweltdatenbank) als datenschutzrechtliche tlbermittlungen zu 

qualifizieren sind (§ 3 Z 9 DSG) und dementprechend den Voraus­

setzungen für tlbermittlungen im öffentlichen Bereich gern § 7 DSG 

entsprechen müssen. 

Bei dieser Gelegenheit soll auf die grundsätzlichen Bedenken 

hingewiesen werden, welche gegen die Bestimmungen der §§ 16 

Abs 3 und 19 Abs 1 im Hinblick auf die Kollision dieser Regelun­

gen mit den in verschiedenen Umweltschutzvorschriften enthalte­

nen Bestimmungen über die Weitergabe von Umweltdaten hingewiesen 

werden. So wie zB §§ 42 und 43 des ChemikalienG enthalten zahl­

reiche andere Umweltschutzvorschriften Regelungen über die Ver­

traulichkeit bzw Zugänglichkeit und Veröffentlichung von Umwelt­

daten . Diese Bestimmungen werden im vorliegenden Gesetzentwurf 

nicht angesprochen und es bleibt unklar, ob sie allenfalls als 

speziellere Rechtsvorschrift in Geltung bleiben. Zumindest ist 

nicht ausgeschlossen, daß nachfolgend erlassene Regelungen mit 
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einschlägigem Inhalt den vorliegenden Bestimmungen über die Um­

weltinformation wieder derogieren würden. Diese Unklarheiten im 

Bereich der Um�eltinformation werden durch die fehlende Abstim­

mung mit der Erfassung von Umweltdaten im Bereich der Landesvoll­

ziehung erheblich verschärft. Wenn schon ein umfassendes Umwelt­

informationswesen in österreich aufgezogen und dafür eine Um�elt­

datenbank eingerichtet werden soll, müßte, etwa im Wege eines 

Gliedstaatsvertrages mit allen Bundesländern, sichergestellt 

sein, daß auch Daten aus dem Bereich der Landesvollziehung ein­

bezogen werden können. Der vorliegende Entwurf hat diesen Aspekt 

völlig vernachlässigt und erscheint schon aus diesem Grunde un­

zulänglich. 

Mit der Bestimmung des S 19 Abs 2 wird der Umweltminister jeden­

falls ermäc�tigt, in die Vollziehung der ansonsten anderen Mini­

stern anvertrauter Verwaltungsmaterien einzugreifen. Bezeichnend 

ist der Hin�eis, daß andere gesetzliche Meldepflichten unberührt 

bleiben, d�r erkennen läßt, daß den Verfassern des Entwurfes 
i 

völlig glelchgül tig war, ob und inwieweit die Adressaten der 

Verordnung mit zusätzlichem Verwaltungsaufwand im Zusammenhang 

neuer Meldepflichten belastet werden. Ebenfalls bleibt unberück­

sichtigt, oJb der Minister auf anderem Weg ohne Schwierigkeit zu 

den benöti9ten Umweltdaten gelangen könnte. Die Verordnungser­

mächtigung rird daher entschieden abgelehnt. 
) 
I 

Zu S 20: Dkese Bestimmung gibt wieder einmal Gelegenheit, auf 
1 

die völlig iinkonsistente und der Höhe nach unkoordinierte Andro-

hung von Geldstrafen in den Verwaltungsvorschriften, insb auch 

des Umweltrechtes hinzuweisen. Zahlreiche Verwaltungsübertretun­

gen, deren Unrechtsgehalt wesentlich höher einzuschätzen ist als 

die vorliegende Verletzung der Meldepflicht sind mit wesentlich 

geringeren Geldstrafen bedroht. Dafür gibt es auch zahlreiche 

Beispiele aus jüngeren Umweltschutzgesetzgebung. Die vorliegende 

Bestimmung. ist daher im Hinblick auf die Verletzung des Verhält­

nismäßigkeitsgrundsatzes als verfassungswidrig anzusehen. 
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Abschließend ist festzustellen, daß der vorliegende Gesetzent­

wurf bei Verwirklichung des in manchen Grundzügen durchaus 

akzeptablen Anliegens der Umweltinformation weit über das Ziel 

schießt. Insbesondere wäre der Entwurf im Lichte der Endfassung 

der einschlägigen EG-Richtlinie sowie durch ausreichende Berück­

sichtigung des im Interesse der österreichischen Volkswirtschaft 

gebotenen Schutzes von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen 

grundlegend zu überarbeiten. Die Bundeskarnrner der gewerblichen 

Wirtschaft steht zur Unterstützung dieser Arbeiten für konstruk­

tive Gespräche gerne zur Verfügung. 

Hochachtungsvoll 

GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 

Der Generalsekretär: 
. 

/{ LA .(\ '\ � 
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nachrichtlich an: 

alle Landeskammern 

alle Bundessektionen 

RGp-Abt 

Wp-Abt 

Präs-Abt 

Fp-Abt 

Vp-Abt 

Pr-Abt 

VÖI, zR Frau Dr Richter 

GenSekr-Stv Dr Reiger 

- 18 -

9/SN-318/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)18 von 18

www.parlament.gv.at




